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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den Verkehr mit Vieh und Fleisch 
(Vieh- und Fleischgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Erster Abschnitt 


Begriffsbestimmungen 


§ 1 

Vieh, Fleisdi, Fleischerzeugnisse 


Im Sinne dieses Gesetzes sind 
Vieh: Rinder, Kälber, Schweine und Schafe, 
Fleisch: Teile dieser Tiere, sofern sie sich zum 
Genuß für Menschen eignen, 
Fleischerzeugnisse: Fleisch in be- oder verarbeitetem 
Zustande (einschließlich Konserven) — auch 
unter Zusatz anderer Lebensmittel — sowie 
Schlachtfette. 


§ 2 ^ 

Großmärkte, Schlachtviehmärkte 

(1) Schlachtviehgroßmärkte (Großmärkte) im 
Sinne dieses Gesetzes sind Märkte, die regelmäßig 
mit Schlachtvieh zur Versorgung von Großver- 
brauchsplätzen beschickt werden oder die eine be- 
sondere Bedeutung für den Absatz von Schlacht- 
vieh haben. 

(2) Schlachtviehmärkte im Sinne dieses Gesetzes 
sind Märkte, die regelmäßig mit Schlachtvieh zur 
Versorgung von Verbrauchsplätzen mittlerer Be- 
deutung beschickt werden oder die zur Erleich- 
terung des Absatzes von Schlachtvieh eingerichtet 
sind. 

Zweiter Abschnitt 
Märkte 
§ 3 

Liste der Großmärkte 

Anerkennung der Groß- und Schlachtviehmärkte 
(1) Großmärkte bestehen in folgenden Gemeinden: 
Aachen 
Augsburg 
Bochum 
Braunschweig 
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Bremen 

Darmstadt 

Dortmund 

Duisburg 

Düsseldorf 

Essen 

Frankfurt a. M. 

Freiburg i. B. 

Gelsenkirchen 

Hamburg 

Hannover 

Karlsruhe 

Kassel 

Kiel 

Koblenz 
Köln ^ 

Ludwigshafen 

Lübeck 

Mainz 

Mannheim 

Memmingen 

München 

München-Gladbach 

Nürnberg 

Osnabrück 

Regensburg 

Stuttgart 

Wiesbaden 

Wuppertal 

Würzburg 

Husum (jedoch nur für Rinder und nur 
für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezem- 
ber eines Jeden Jahres) 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) gibt die be- 
stehenden Schlachtviehmärkte im Bundesanzeiger 
bekannt, 

(3) Die Landesregierungen können im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister weitere regelmäßige 
Märkte mit Schlachtvieh als Großmärkte oder 
Schlachtviehmärkte anerkennen. Die Anerkennung 
ist im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

§ 4 

Markttage, Marktzeiten 

Schlachtvieh darf auf Großmärkten und Schlacht- 
viehmärkten nur an den festgesetzten Markttagen 
und zu den festgesetzten Marktzelten gehandelt 
werden. Die Obersten Landesbehörden für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten (Oberste 
Landesbehörden) setzen nach Anhörung der Ge- 
meindeverwaltung des Marktortes die Markttage 
fest. Die Gemeindeverwaltung des Marktortes be- 
stimmt im Einvernehmen mit der Obersten Landes- 
behörde die Marktzelten und Auftriebsschluß- 
zelten für die einzelnen Markttage. 
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S 5 

Marktgebiet 

(1) Marktgebiet ist der Bezirk der Gemeinde, in der 
der Großmarkt oder Schlachtviehmarkt liegt. Die 
Landesregierungen können angrenzende Gemeinde- 
gebiete oder Telle davon als zum Marktgebiet ge- 
hörig erklären. 

(2) Schlachtvieh darf innerhalb eines Marktgebietes 
nur auf dem Großmarkt oder Schlachtviehmarkt 
gehandelt werden. Landwirtschaftliche Betriebe, 
die im Marktgebiet liegen, können eigenes Schlacht- 
vieh auch aus dem Marktgebiet hinaus verkaufen. 

§ 6 

Lebendgewichtshandel, amtliche Verwiegung 

(1) Schlachtvieh darf auf Großmärkten und 
Schlachtviehmärkten nur nach Lebendgewicht 
gehandelt werden. 

(2) Das Lebendgewicht ist nach dem Verkauf auf 
den amtlichen Waagen festzustellen. 

S 7 

Agenten, Verbot der Eigengeschäftc 
von Agenten 

(1) Die Landesregierungen können anordnen, daß 
auf Großmärkten und Schlachtviehmärkten 
Schlachtvieh nur durch Agenturen oder landwirt- 
schaftliche Viehverkaufsstellen der Viehverwer- 
tungsgenossenschaften verkauft werden darf, sofern 
auch vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
solche Regelung bestand. 

(2) Agenten, Kommissionäre und Makler für 
Schlachtvieh dürfen auf Großmärkten und Schlacht- 
viehmärkten, auf denen sie ln einer dieser Eigen- 
schaften tätig sind, weder Verkäufe noch Käufe auf 
eigene Rechnung abschließen. 

§ 8 

Marktschlußschein, Verkaufsabrechnung auf 
Großmärkten 

(1) Die Verkäufer von Schlaciitvieh und die Agenten 
und Kommissionäre haben auf den Großmärkten 
über leden Verkauf einen Marktschlußschein aus- 
zustellen. Der Marktschlußschein muß Angaben 
über Verkäufer und Käufer, Art, Gattung, Gewicht 
und Preis je 50 kg des Schlachttieres enthalten. Die 
Landesregierungen können nach Anhörung der Ge- 
meindeverwaltung des Marktortes weitere Vor- 
schriften über die Ausstellung, Form, Inhalt und 
Verbleib der Ausfertigungen erlassen. 

(2) Die Schlachtviehagenten auf Großmärkten 
haben dem Verkäufer eine Verkauf sab reciinung 
auszustellen. Die Landesregierungen können Vor- 
schriften über den Inhalt der Verkaufsabrechnun- 
gen erlassen. 
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S 9 


Verbot des Vorzcichnens und Zurüdkstellens 
auf Großmärkten 


Die auf Großmärkten zum Verkauf gestellten 
Sdiladittiere dürfen, solange sie nidit verkauft sind 
und für sie kein Marktschlußschein (§ 8 Absatz 1) 
ausgestellt ist, nicht mit besonderen Käuferzeichen 
versehen oder für bestimmte Käufer von den 
übrigen zum Verkauf gestellten Tieren abgetrennt 
werden. 

§ 10 

Zahlungsbedingungen auf Großmärkten 

(1) Die Käufer von Schlachtvieh auf Großmärkten 
haben den Kaufpreis grundsätzlich an dem Tage, an 
dem sie das Vieh gekauft haben, zu bezahlen. 

(2) Die Schlahtviehagenten auf Großmärkten sind 
verpflichtet, den erzielten Erlös abzüglich der Pro- 
vision und der zulässigen Abzüge spätestens drei 
Tage nach dem Verkauf an den Verkäufer abzu- 
führen. 

§11 

Amtliche Notierung von Schlachtviehpreiscn 
auf Großmärkten 

( 1 ) Auf Großmärkten sind die beim Verkauf von 
Schlachtvieh erzielten Preise nach Handelsklassen 
zu notieren. Diese Notierung erfolgt anhand der 
Marktschlußscheine des Gesamtauftriebes durch den 
Leiter der kommunalen Marktverwaltung unter 
Mitwirkung einer Notierungskommission. 

(2) Das Ergebnis ist als „Amtliche Preisnotierung 
des Schlachtviehgroßmarktes . . festzuhalten und 
umgehend zu veröffentlichen. 

(3) Der Bundesminister trifft nähere Bestimmungen 
über die Handelsklassen für Schlachtvieh und über 
das Verfahren der Notierung von Preisen für 
Schlachtvieh sowie über die Zusammensetzung der 
Notlcrungskommlssionen. 

§ 12 

Fleischmärkte 

Die Landesregierungen können In Gemeinden mit 
Großmärkten nach Anhörung der Gemeindever- 
waltung des Marktortes den Großhandel mit 
Fleisch auf besonderen Fleischmärkten regeln. 

§ 13 

Ausdehnung von Vorschriften auf Schlachtvieh- 
märkte 

Die Landesregierungen können anordnen, daß die 
Vorschriften über Marktschlußscheine, Verkaufs- 
abrechnungen (§ *8), Verbot des Vorzeichnens und 
Zurücksteilens (§ 9), Zahlungsbedingungen (§ 10) 
und amtliche Notierung (§ 11) auf Schlachtvieh- 
märkte Anwendung finden. 
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§ 14 ^ 

Nutz- und Zuchtviehmärkte 

Die- Landesregierungen können Vorschriften über 
die Anerkennung von Nutz- und Zuchtviehmärk- 
ten und über den Verkehr auf soldien Märkten 
erlassen. 

Dritter Abschnitt 
Vorratsstelle für Fleisch 
§ 15 

Errichtung und Organe 

(1) Es wird eine Vorratsstelle für Fleisch (Vorrats- 
stelle) als Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet. 

(2) Die Organe der Vorratsstelle sind: 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat. 

(3) Der Vorstand vertritt die Vorratsstelle gericht- 
lich und außergerichtlich. 

(4) Der Verwaltungsrat besteht aus: 

1. zwei Vertretern des Bundesministers als Vor- 
sitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden, 

2. je einem Vertreter des Bundesminister der Fi- 
nanzen und des Bundesministers für Wirtschaft, 

3. vier Vertretern der Obersten Landesbehörden, 
die der Bundesrat bestimmt, 

4. folgenden Vertretern der beteiligten Wirt- 
schaftskreise; 

vier Vertretern der Landwirtschaft, 
zwei Vertretern der flelschbe- und verarbei- 
tenden Betriebe, 

zwei Vertretern des Viehhandels und der 
Viehverwertungsgenossenschaften, 
einem Vertreter des Fleischimporthandels, 
drei Vertretern der Verbraucher. 

Dem Verwaltungsrat steht die Beschlußfassung in 
allen grundsätzlidien Fragen zu, die zum Aufgaben- 
gebiet der Vorratsstelle gehören. Er beaufsichtigt 
den Vorstand. Er hat insbesondere die Aufgabe, die 
Tätigkeit der Vorratsstelle periodisch zu über- 
wachen; er kann sich dabei einer Treuhandstelle 
bedienen. 

(5) Die Vorratsstelle untersteht dem Bundes- 
minister. Er kann ihr Weisungen erteilen. Die 
Bundesregierung kann Beschlüsse des Verwaltungs- 
rates aufheben. 

(6) Der Bundesminister regelt den Aufbau der Vor- 
ratsstelle sowie die Bildung und Zuständigkeit ihrer 
Organe im einzelnen. 

§ 16 

Aufgaben der Vorratsstelle 

(1) Die Vorratsstelle hat die Aufgabe, nach Maß- 
gabe der im Haushalt bereitgestellten Mittel eine 
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Vorratshaltung durchzuführen. Zu diesem Zweck 
kann sie Überschüsse des inländischen Angebots und 
der Einfuhren an Schlachtvieh, Fleisch und Fleisch- 
erzeugnissen kaufen und einlagern sowie verkaufen, 
um eine gleichmäßige Versorgung zu gewährleisten 
und Marktschwankungen nach Möglichkeit aus- 
zugleichen. 

(2) Bei der Durchführung ihrer kaufmännischen 
und technischen Aufgaben soll sich die Vorratsstelle 
der Einrichtungen der Wirtschaft bedienen. 

Vierter Abschnitt 
Marktverbände 
§ 17 

Bildung von Marktverbänden 

(1) Berufsständige Organisationen der Landwirt- 
schaft, des Viehhandels, der Vieh Verwertungs- 
genossenschaften, der Großschlächter, des Fleischer- 
handwerks, der Fleischwarenindustrie und der 
Importeure von Vieh und Fleisch können sich zu 
Marktverbänden für einzelne Großmärkte oder 
Schlachtviehmärkte für das Gebiet eines oder meh- 
rerer Länder und für das Bundesgebiet zusammen- 
schließen. 

(2) Den Verbrauchern ist durch die Satzung eine 
angemessene Vertretung in den Organen der 
Marktverbände zu sichern. 

(3) Andere berufsständische Organisationen der 
Vieh- und Fleischwirtschaft können in die Markt- 
verbände aufgenommen werden. 

§ 18 

Aufgaben der Marktverbände 

(1) Marktverbände, die sich für das Bundesgebiet 
oder das Gebiet eines oder mehrerer Länder ge- 
bildet haben, können 

1. eine Marktbeobachtung und Marktbericht- 
erstattung über den Vieh- und Fleischverkehr 
einrichten und durchführen, insbesondere die 
Preisnotierungen auf den Großmärkten und 
Schlachtviehmärkten (§ 11) auswerten, 

2. einen Ausgleich des Viehangebots und des Fleisch- 
bedarfs durch Unterrichtung der berufsständi- 
schen Organisationen und der Märkte fördern, 
sowie Vorschläge über den Zeitpunkt und die 
Menge der Ein- und Auslagerung von Vorräten 
durch die Vorratsstelle machen (§ 16), 

3. Geschäftsbedingungen für den Verkehr mit 
Vieh und Fleisch vorschlagen. 

(2) Marktverbände, die sich für einzelne Groß- 
märkte und Schlachtviehmärkte gebildet haben, 
sollen gehört werden vor 

1. Festsetzung von Markttagen und Marktzeiten 
(§ 4), 
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2. Einführung des aussdiließlidien Verkaufs von 
Schlachtvieh durch Agenturen oder landwirt- 
schaftliche Viehverkaufsstellen (§ 7 Absatz 1), 

3. Ausdehnung der im § 13 genannten Maßnahmen 
auf Schlachtviehmärkte. 

(3) Der Bundesminister soll einen Marktverband, 
der sich für das Bundesgebiet gebildet hat, zu allen 
grundsätzlichen Fragen auf dem Gebiet der Vieh- 
und Fleischwirtschaft hören. 

Fünfter Abschnitt 
Schlußvorschriften 
S 19 

Meldepflicht 

(1) Viehhandelsbetriebe (einschließlich Genossen- 
schaften) und fleischbe- und -verarbeitende Betriebe 
sind verpflichtet, den Versand von Vieh, Fleisch und 
Fleischerzeugnissen über die Grenzen eines Landes 
hinaus der für ihren Betriebssitz zuständigen 
Obersten Landesbehörde nachträglich zu melden. 
Die Obersten Landesbehörden treffen nähere Be- 
stimmungen über die Durchführung und Über- 
wachung dieser Meldungen. 

(2) Die Importeure von Fleisch und Fleischerzeug- 
nissen sind verpflichtet, ihre Einfuhren sowie ihren 
Versand an Fleisch und Fleischerzeugnissen zu mel- 
den. Der Bundesminister trifft nähere Bestimmun- 
gen über die Durchführung und Überwachung 
dieser Meldungen. 

S 20 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister und die Obersten Landes- 
behörden sind auskunftsberechtigte Stellen im Sinne 
der Verordnung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 
1923 (Reichsgesetzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesminister oder die Obersten Landes- 
behörden können bestimmen, daß auch andere 
Stellen, die von ihnen mit der Durchführung dieses 
Gesetzes und der dazu ergehenden Durchführungs- 
bestimmungen beauftragt werden, auskunfts- 
berechtigt im Sinne des § 1 der Verordnung über 
Auskunftspflicht sind. 

(3) Die Verordnung über Auskunftspflicht findet, 
mit Ausnahme des § 4 Absatz 2 und des § 6, An- 
wendung. 

§21 

V erschwiegenheitspf licht 

Die Mitglieder der Organe der Vorratsstelle (§ 15) 
und die Mitglieder eines Markt verbandes im Falle 
des § 18 Absatz 3 sind vorbehaltlich der dienst- 
lichen Berichterstattung und der Anzeige von Ge- 
setzwidrigkeiten verpflichtet, über Einrichtungs- 
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und Geschäftsverhältnisse, die durch ihre Tätigkeit 
im Rahmen des Gesetzes oder der darauf beruhen- 
den Bestimmungen zu ihrer Kenntnis gelangen, 
Verschwiegenheit zu beachten und sich der Mittei- 
lung und Verwertung von Geschäfts- und Betriebs- 
geheimnissen zu enthalten. Soweit sie nicht Beamte 
sind, sind sie nach § 1 der Verordnung gegen Be- 
stechung und Geheimnisverrat nichtbeamteter Per- 
sonen in der Fassung vom 22. Mai 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 351) auf gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten zu verpflichten. 

§ 22 

Befugnisse der Länder 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft die ihm in die- 
sem Gesetz erteilten Efmäditigungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen auf die Obersten Landes- 
behörden übertragen. 

§ 23 

Strafbestimmungen 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. innerhalb eines Marktgebietes Schlachtvieh nicht 
auf dem Großmarkt oder Schlachtviehmarkt 
handelt (§ 5 Absatz 2), 

2. auf einem Großmarkt oder Schlachtviehmarkt 
Schlachtvieh anders als nach Lebendgewidit 
handelt (§ 6 Absatz 1), 

3. nach Anordnung des ausschließlichen Verkaufs 
durch Agenturen oder landwirtschaftliche Vieh- 
verkaufsstellen (§ 7 Absatz 1) Schlachtvieh als 
Anlieferer selbst verkauft oder als Händler oder 
als Be- und Verarbeitungsbetrieb nicht von 
Agenten oder landwirtschaftlichen Viehver- 
kaufsstellen kauft oder kaufen läßt, 

4. als Agent, Kommissionär oder Makler für 
Schlachtvieh auf einem Großmarkt oder 
Schlachtviehmarkt, auf dem er in einer dieser 
Eigenschaften tätig ist, Käufe oder Verkäufe auf 
eigene Rechnung absdiließt (§ 7 Absatz 2), 

5. Marktschlußscheine oder Verkaufsabrechnun- 
gen nicht oder nicht ordnungsmäßig ausstellt 
(§ 8 ), 

6. dem Verbot des Vorzeichnens und Zurück- 
stellens (§ 9) zuwiderhandelt, 

7. die Meldepflichten des § 19 nicht, nicht recht- 
zeitig oder nicht ordnungsmäßig erfüllt, 

8. die Auskunft, zu der er nach § 20 Absatz 3 dieses 
Gesetzes und der §§ 1 bis 3 der Verordnung 
über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 
(Reichsgesetzbl. I S. 699, 723) verpflichtet ist, 
ganz oder teilweise verweigert oder nicht in der 
gesetzlichen Frist erteilt oder unrichtige oder 
unvollständige Angaben macht, 
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9. entgegen dem § 20 Absatz 3 dieses Gesetzes und 
§ 4 Absatz 1 der Verordnung über Auskunfts- 
pflicht vom 13. Juli 1923 (Reidisgesetzbl. I 
S. 699, 723) die Einsicht in Geschäftsbriefe, Ge- 
sdiäftsbücher oder Unterlagen für die Be- 
messung von Preisen oder Vergütungen nicht 
gewährt oder die Besichtigung oder Unter- 
suchung von Betriebseinrichtungen oder 
-räumen nicht gestattet, 

10. Bestimmungen oder Einzelverfügungen zu- 
widerhandelt, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen sind, sofern diese ausdrücklich auf die 
Strafbestimmungen dieses Gesetzes verweisen, 

v/ird, sofern die Zuwiderhandlung eine Wirt- 
schaftsstraftat ist, mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. Ist die Zuwiderhandlung eine Ordnungs- 
widrigkeit, so kann eine Geldbuße festgesetzt 
werden. 

(2) Ob eine Zuwiderhandlung im Einzelfall eine 
Wirtschaftsstraftat oder eine Ordnungswidrigkeit 
ist, bestimmt sidi nach § 6 Absatz 2 und 3 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes vom 26. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 193). Die §§ 25 bis 53 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
sind anzuwenden. 

(3) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Zweiten Buches und die §§ 100 und 101 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes. Der Bundesminister bestimmt 
die für das Bußgeldverfahren zuständige Stelle und 
nimmt die Befugnisse aus § 94 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes wahr. 


§ 24 

Verhältnis zu anderen Gesetzen 

Die Vorschriften des Rinderpestgesetzes vom 
7. April 1869 (Bundesgesetzbl. S. 105), des Vieh- 
seuchengesetzes vom 26. Juni 1909 (Reichsgesetzbl. 
S. 519) und des Fleischbeschaugesetzes vom 29. Ok- 
tober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1463), sowie die zu 
diesen Gesetzen erlassenen Ausführungsbestimmun- 
gen werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 


§ 25 


Inkrafttreten des Gesetzes 


(1) Das Gesetz tritt am 1. Juli 1950 in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
entgegenstehende Bestimmungen außer Kraft, ins- 
besondere in den Ländern Baden, Rheinland-Pfalz, 
Württemberg-Hohenzollern und dem bayerischen 
Kreis Lindau: 

1. die Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaftung von Tieren und tierischen Erzeug- 
nissen vom 7. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1714), 
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2. die Verordnung zur Regelung des Verkehrs 
mit Schlachtvieh vom 27. Februar 1935 (Reichs- 
gesetzbL I S. 301), 

3. die §§ 6 bis 8, 10 und 11 der Verordnung 
über die Fütterung von Schlachtvieh auf 
Schlachtviehmärkten und Schlachthöfen und die 
Feststellung einer Überfütterung von Schlacht- 
vieh vom 21. November 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 947), 

4. die Verordnung über die Beförderung von Vieh 
vom 7. Juli 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 621), 

5. die Verordnung über den Verkehr mit Nutz- 
und Zuchtvieh vom 22. November 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1353), 

6. die Verordnung über die Preisfeststellung und 
die Einreihung von Schlachtvieh in Schlacht- 
wertklassen vom 2. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 586), 

7. die Anordnung über die Schließung von Betrie- 
ben der Vieh- und Fleischwirtschaft vom 
27. März 1943 (Deutscher Reichsanzeiger Nr. 80 
vom 6. April 1943), 

8. sämtliche Anordnungen der früheren Haupt- 
vereinigung der Deutschen Viehwirtschaft, 

9. sämtliche Verordnungen, Anordnungen und 
Erlasse des früheren Reichsbauernführers, so- 
weit sie sich auf die Vieh- und Fleischwirtschaft 
beziehen. 

(3) Verweisungen auf Vorschriften, die nach Ab- 
satz 2 außer Kraft getreten sind, gelten als Ver- 
weisungen auf die entsprechenden Bestimmungen 
dieses Gesetzes und seiner Durchführungsbestim- 
mungen. 
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Begründung 

A. Allgemein 

Der Wiederaufbau der Viehbestände seit 1948, insbesondere die Zu- 
nahme der Schweine, brachte eine wesentliche Verbesserung der 
Fleischversorgung. Im laufenden Wirtschaftsjahr (Juli 1949 bis Juni 
1950) dürfte die Fleischproduktion im Bundesgebiet 70 v. H. der 
Durdischnittsproduktion in den Jahren 1935/38 betragen. Das be- 
deutet aber nicht, daß damit auch 70 v. H. des Fleischverzehrs dieser 
Jahre erreicht werden. Infolge der Bevölkerungszunahme im Bundes- 
gebiet und weil der Fleischverbrauch in Nord- und Westdeutschland 
stets über dem Altreichsdurchschnitt lag, werden vielmehr nur 
29 kg je Kopf der Bevölkerung gegenüber knapp 55 kg in den Vor- 
kriegsjahren jährlich zur Verfügung stehen. Diese Verhältnisse finden 
ihren Ausdruck in dem augenblicklichen Preisniveau bei Vieh und 
Fleisch. Eine Steigerung der Kaufkraft würde einen größeren 
Fleischverbrauch zur Folge haben und könnte dazu führen, daß die 
zurzeit ausreichenden Schlachtviehauftriebe nicht genügen. Vorüber- 
gehende Verknappungen, die nicht durch eine Vorratswirtschaft 
vermieden oder in ihren Auswirkungen abgeschwächt werden kön- 
nen, werden in steigenden Preisen ihren Ausdruck finden müssen; 
das wiederum wird, sofern es die Futterlage zuläßt, die Produktion 
anreizen und damit die Mangellage ausgleichen. Bei lang andauernden 
Mangelzeiten wäre eine gleichmäßige Versorgung nur mit einer 
Rationierung und strengen Bewirtschaftung zu erreichen. 

Einfuhren aus dem Ausland haben für die Fleischversorgung nicht 
die Bedeutung wie für die Versorgung mit Getreide, Zucker oder 
Fetten. Die Inlandspreise für Vieh und Fleisch liegen etwa gleich mit 
den Weltmarktpreisen. Vor dem Kriege waren die osteuropäischen 
Länder Ungarn, Polen, Jugoslawien, Rumänien und die baltischen 
Staaten die Flauptfleischimportländer. Sie stellten 60 ®/o der Gesamt- 
importe. Die übrigen 40 verteilten sich je zur Flälfte auf west- 
europäische Länder und Übersee. Zurzeit kommen für Fleischimporte 
außer Dänemark und Frankreich im wesentlichen nur überseeische 
Länder, vor allem Südamerika, in Betracht. Der Transport von 
Fleisch aus Übersee ist sehr kostspielig und risikoreich. Die Importe 
von Fleisch und Schlachtvieh dürften bis auf weiteres eine Menge von 
jährlich 70 000 bis 100 000 to nicht übersteigen, zumal insgesamt 
gesehen in der Welt zurzeit durchaus kein Überfluß an Fleisch be- 
steht. Demgegenüber wird die im laufenden Wirtschaftsjahr zu er- 
wartende Eigenproduktion rund 1,45 Mill. to (einschließlich Haus- 
schlachtungen) betragen. 

Diese Lage macht es möglich, in dem Vieh- und Fleischgesetz einerseits 
auf eine Kontingentierung in irgendeiner Stufe und auf Ablieferungs- 
verpflichtungen der Landwirtschaft zu verzichten; andererseits er- 
scheint eine besondere Einfuhrschleuse zurzeit nicht erforderlich. Die 
Festsetzung von Preisen ist im Gesetz nicht vorgesehen. Das bedeutet 
nicht, daß damit jede Relation zu den Preisen anderer landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse und landwirtschaftlicher Betriebsmittel überflüssig 
ist. Sie soll jedoch nicht durch staatliche Preisbegrenzung nach oben 
oder unten zustande kommen, sondern es müssen sich von selbst 
gewisse Richtpreise herausbilden, welche die Kostenlage in der Land- 
wirtschaft und die Futtermittelversorgung widerspiegeln. 

Das Hauptgewicht der vorgeschlagenen gesetzlichen Bestimmungen 
richtet sidi auf eine Stärkung der Schlachtviehmärkte. Hier, an den 
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Kristallisationspunkten des Viehverkehrs, sind ordnende bundes- 
einheitlidie Vorsdiriften unerläßlich. Der Ablauf auf diesen Märkten 
strahlt in das Land hinaus und gibt entsprediend den erzielten Prei- 
sen und gewünsditen Qualitäten Riditlinien für die Produktion. Die 
Vorschriften über die Märkte greifen in der Hauptsache auf Be- 
stimmungen des Gesetzes über den Verkehr mit Vieh und Fleisdi 
in der Fassung vom 10. August 1925 zurück. Seitdem bewährte 
Regelungen, wie zum Beispiel Vorsdiriften über den Zahlungsver- 
kehr und die Notierungen von Schladitviehpreisen, sind in dem 
Gesetzentwurf (§§ 10 und 11) aufgenommen worden. Nicht über- 
nommen sind die bisher bestehenden Bestimmungen, nach denen die 
schlachtenden Betriebe mit dem Einkauf von Schlachtvieh an be- 
stimmte Märkte gebunden waren und die Viehhandelsbetriebe den 
voraussiditlichen Auftrieb an Sdiladitvieh, dje sdiladitenden Be- 
triebe den voraussiditlichen Bedarf an Fleisch melden mußten. Die 
Ordnung auf den Märkten und im übergebietlichen Viehverkehr läßt 
sich ohne diese stark zwangswirtschaftlich wirkenden Bestimmungen 
erreidien, wenn freiwillig sidi bildende Marktverbände zum Markt- 
ausgleidi. beitragen. Audi die alte Form der Klassifizierungen von 
Sdiladitvieh wurde nidit beibehalten; jedodi kann eine Einreihung 
in Handelsklassen nicht entbehrt werden, damit ein Vergleidi der 
Preise und Qualitäten auf allen Märkten des Bundesgebietes möglich 
ist. Dem soll eine Durdiführungsverordnung zu § 11 Redinung 
tragen. 

Auf eine Vorratsstelle für Fleisch kann nidit verziditet werden. Sie 
ist als Marktausgleidisinstrument notwendig. Die besonderen Ver- 
hältnisse in der Viehwirtschaft mit dem Ansteigen des Angebots von 
Schlachtvieh zur Zeit des Weideabtriebes im Herbst oder in Dürre- 
zeiten und dem Absinken des Angebots im Frühjahr bei Rindern 
und im Sommer bei Schweinen erfordern eine Stelle, die Überfluß- 
und Mangelersdieinungen im größeren Umfange ausgleidien kann. 
Die private Wirtsdiaft ist bei der augenblicklichen Kapitallage nidit 
imstande, diese Ausgleichsfunktion entsprechend wirkungsvoll zu 
erfüllen. Die Vorratsstelle soll subsidiär eintreten, soweit ein privater 
Ausgleich nodi nidit stattfinden kann. Die Besdiränkung auf eine 
rein staatlidie Finanzierung „nach Maßgabe der im Haushalt bereit- 
gestellten Mittel“ (§ 16 Absatz 1) begrenzt von vornherein den 
Umfang der Vorratswirtschaft und stellt ihn unter parlamentarische 
Kontrolle. Allerdings kann es notwendig werden, daß in Notzeiten 
die Bewilligung zusätzlicher Mittel gefordert werden muß, damit 
schwere Schädigungen der Landwirtschaft oder Versorgungs- 
schwierigkeiten vermieden werden. Eine maßgebende Mitwirkung 
der beteiligten Wirtsdiaftskreise bei der Tätigkeit der Vorratsstelle 
ist sehr widitig und erwünsdit. Dem tragen Besetzung und Einfluß 
im Verwaltungsrat Redinung (B zu § 15). 

Die Mitarbeit der an der Vieh- und Fleischwirtschaft beteiligten 
Wirts diaftskreise ist aber über die Mitwirkung im Verwaltungsrat 
der Vorratsstelle hinaus notwendig, öffentlich-rechtlicher Verbände 
mit Einwirkungsmöglidikeit auch auf Außenseiter bedarf es jedodi 
nidit. Zwar gewinnen insbesondere die Marktberichterstattung und 
Marktbeobaditung immer größere Bedeutung; eine Unterriditung 
weiter Kreise der Wirtschaft über die Angebotslage nach Menge und 
Qualität auf den einzelnen Märkten ist nicht zu entbehren, wenn 
stabile Verhältnisse gewährleistet sein sollen. Es erscheint aber aus- 
reichend, die Möglidikeit zur Bildung von privatreditlidien Markt- 
verbänden mit bestimmter Zusammensetzung (§§ 17 und 18) zu 
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schaffen, denen besonders aufgezählte Aufgaben nichthohelt- 
lidier Natur zufallen. Ein Ausgeidi von Produktion und Versorgung 
muß auf freiwilliger Basis in echter Selbstverwaltung der Wirtschaft 
erreicht werden. 


B. Im einzelnen 

Zu § 1. 

Die Bestimmungen des Gesetzes finden keine Anwendung auf Pferde. 
Die Begriffsbestimmungen für Fleisch und Fleischerzeugnisse sind 
eng an das Fleischbeschaugesetz angelehnt. Schlachtfette gehören 
begriffsmäßig zu den Fleischerzeugnissen. 

Zu § 2. 

Die Schlachtviehmärkte (Absatz 2) entsprechen den jetzt bestehenden 
Mittelmärkten. 


Zu § 3. 

Die im Absatz 1 aufgezählten Großmärkte bestehen bereits seit 
langem. 

Wegen der übergebietlichen Bedeutung und des Einflusses auf die 
Gesamtversorgungslage, die eine Neuerrichtung von Märkten zur 
Folge haben kann, ist es begründet, bei der Anerkennung neuer 
Groß- und Schlachtviehmärkte das Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister herzustellen. 

Zu § 5 Absatz 2, 

Landwirtschaftliche Betriebe, die innerhalb eines Marktgebietes 
liegen, sollen nicht gezwungen sein, ihr eigenes Schlachtvieh nur auf 
dem Schlachtviehmarkt ihres Marktgebietes zu verkaufen. 

Zu § 6, 

Der Handel nach Lebendgewicht ist nur noch für Großmärkte und 
Schlachtviehmärkte zwingend vorgeschrieben. Auf dem Lande kann 
also auch nach sonstigen Handelsgewohnheiten (über Kopf, nach 
Schlachtgewicht u. ä.) gehandelt werden. 

Zu § 7. 

Auf großen Märkten ist es nicht möglich, alle Anlieferer von 
Schlachtvieh selbst verkaufen zu lassen. Räumliche Gründe und 
Gründe der Übersicht des Marktablaufs können daher dazu zwin- 
gen, den Kreis der Schlachtvieh verkaufenden Personen einzuengen. 
Der ausschließliche Verkauf durch Agenten oder landwirtschaftliche 
Viehverkaufsstellen hat sich als das beste System auf fast allen 
Großmärkten erwiesen, war auch schon vor Einführung der Markt- 
ordnung des Reichsnährstandes üblich und erscheint besser als eine 
Begrenzung der Zahl der selbständigen Händler. Es ist In dem Gesetz 
den Ländern überlassen, den ausschließlichen Verkauf durch Agen- 
turen und landwirtschaftliche Verkaufsstellen je nach den besonderen 
örtlichen Verhältnissen der einzelnen Märkte anzuordnen, sofern 
eine solche Regelung auch schon bisher auf den Märkten bestand. 
Schlachtende Betriebe, die Vieh im Lande direkt eingekauft haben, 
können dieses dem Schlachthof unmittelbar zuführen. Es müssen 
dann allerdings die in der Verordnung über die Erhebung von Aus- 
gleichszuschlägen vom 18. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. 1937 I 
S. 1390) vorgesehenen Abgaben an die Gemeinde gezahlt werden. 

Zu § 8. 

Die Vorschriften der §§ 8 bis 11 gelten grundsätzlich nur für Groß 
märkte. Ihre Ausdehnung auf Schlachtviehmärkte ist jedoch nach 
§ 13 in Verbindung mit § 18 Absatz 2 möglich. 
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Ohne Marktschlußschelne ist eine Übersicht über die Auftriebe und 
eine Abwicklung des gesamten Marktverkehrs nicht zu erreichen. 
Die Schlußscheine sind ferner als Grundlage für die Preisnotierung 
unentbehrlich. Dagegen sind für den Landkauf und für den Nutz- 
und Zuchtviehverkehr Schlußscheine in Zukunft nicht mehr er- 
forderlich. Die Vorschrift des Absatz 2 dient der Sicherheit des Ein- 
senders von Schlachtvieh, der beim Verkauf nicht' selbst anwesend 
sein kann. 

Zu § 9. 

Ein freier Markt setzt voraus, daß dort zum Verkauf gestelltes Vieh 
für jedermann käuflich sein muß. 

Zu § 10. 

Es muß gewährleistet sein, daß auf den Großmärkten eine möglichst 
große finanzielle Sicherheit für den Verkäufer von Schlachtvieh 
gegeben ist. Die Bestimmung des Absatz 1 geht über die Bedeutung 
einer Geschäftsbedingung hinaus. Schlachtvieh ist lebende Ware; 
sie wird am Tage des Verkaufs geschlachtet und damit verändert. 
Der Bauer, der sein Vieh agenturweise verwerten läßt, hat keinen 
Einfluß auf die Auswahl des Käufers. Die finanzielle Sicherheit auf 
den Großmärkten fördert den übergebietlichen Viehverkehr und 
dient damit einer ausgeglichenen Versorgung. 

Zu § 11. 

Die Preise auf den Großmärkten sind richtungweisend für die Preise 
auf dem Lande. Es ist daher besonders wichtig, daß auf den Groß- 
märkten eine von jeder Tendenz freie Notierung der Preise statt- 
findet. Die Preisnotierungen auf den einzelnen Märkten müssen 
aber miteinander vergleichbar sein, wenn sich die Produktion und die 
Beschickung der Märkte danach riditen sollen. So ist z. B. wichtig, zu 
erfahren, ob auf den einzelnen Märkten fette oder magere Ochsen, 
fette oder fleischige Schweine einen höheren Preis erzielt haben. 
Es genügt nicht, dies In einer Bemerkung über die Tendenz des 
Marktes auszudrücken. Die Schlachttiere müssen vielmehr objektiv 
In Handelsklassen eingereiht werden, ohne daß dies jedoch in irgend- 
einer Form Einfluß auf die Preisbildung hat, und die Preise müssen 
nach den Handelsklassen notiert werden. Eine Durchführungsver- 
ordnung des Bundesministers soll hier eine einheitliche Regelung 
bringen. 

Zu § 15. 

Es besteht bereits eine Vorrats- und Einfuhrstelle für Vieh und 
Fleisch als Öffentlich-rechtliche Körperschaft, jedoch nur für den 
Bereich der britischen Zone. Sie wurde durch Verordnung des 
Zentralamtes für Ernährung und Landwirtschaft in der britischen 
Zone vom 12. August 1946 (Amtsbl. Nr. 2) errichtet. Ihre Ausdeh- 
nung auf das gesamte Bundesgebiet Ist notwendig. Sie ist jedoch ln 
Zukunft nicht mehr Einfuhr-, sondern Vorratsstelle. Die Bedeu- 
tung der Vorratsstelle, auf die unter A bereits hingewiesen wurde, 
beschränkt sich nicht nur auf den saisonmäßigen Marktausgleich, 
sondern auch auf den Ausgleich zwischen einzelnen Märkten. Die 
Vorratsstelle lagert Fleischvorräte In den Kühlhäusern der Städte mit 
Großmärkten. Sofern aus irgendeinem Grunde die Versorgung eines 
solchen Großverbrauchsplatzes einmal nicht voll gesichert ist, kann 
die Vorratsstelle jederzeit Fleisch aus ihren Vorräten auslagern. Auf 
der anderen Seite können unvorhergesehen starke Viehauftriebe aus 
besonderen Gründen einmal abgefangen werden. 
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Die Organe der Vorratsstelle sind der Vorstand und der Verwal- 
tungsrat. Der Vorstand soll kollegial zusammengesetzt werden. 
Durch den Verwaltungsrat ist die Wirtschaft maßgeblich an der 
Arbeit der Vorratsstelle beteiligt, und es bestehen Einflußmöglich- 
keiten für die Bundesminister der Finanzen und für Wirtschaft sowie 
die Obersten Landesbehörden für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Damit ist die Gewähr dafür gegeben, daß die Belange der 
Wirtschaft und der Verwaltung bei der praktischen Arbeit der Vor- 
ratsstelle ausreichend berücksichtigt werden. Die besondere Bedeu- 
tung des Verwaltungsrats ergibt sich aus der Aufgabe, die Tätigkeit 
der Vorratsstelle periodisch zu überwachen. Bei der Tragweite, die 
die Beschlüsse des Verwaltungsrats für die Gesamtwirtschaft haben 
können, soll nur die Bundesregierung befugt sein, solche Beschlüsse 
aufzuheben. 

Zu § 17 und § 18, 

Die Bildung von Marktverbänden soll durch diese Bestimmungen 
erleichtert und gefördert werden. Eine Mindestzusammensetzung 
wurde vorgeschrieben, um zu gewährleisten, daß alle wichtigen Wirt- 
schaftszweige gemeinsam bei der Erfüllung der anfallenden Aufgaben 
tätig werden. Jede Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben durch 
solche Marktverbände ist ausgeschlossen. Ein sich bildender Markt- 
verband auf Bundesebene soll beratende Stelle für den Bundes- 
minister sein und damit die Funktion des bisherigen Beirates für 
Vieh- und Fleischwirtschaft übernehmen. 

Zu § 19. 

Diese Bestimmungen dienen in erster Linie dazu, den Ländern die 
notwendige Übersicht über ihre Produktionsleistung zu geben. Ohne 
diese Übersicht ist aber auch für den Bundesminister eine voraus- 
schauende Beurteilung der Produktion und der Versorgung nicht 
möglich. Schlachtungsstatistik und Viehzählungsergebnisse reichen 
nicht aus. Aus Richtung und Menge der zum Versand gelangenden 
Tiere sind wichtige Schlüsse für die Versorgung und den Absatz zu 
ziehen. 

Zu § 21. 

Die Mitglieder der Organe der Vorratsstelle und die Mitglieder eines 
sich bildenden Marktverbandes auf Bundesebene als beratende Stelle 
des Bundesministers werden meistens weder Beamte noch Angestellte 
des öffentlichen Dienstes sein und sind deshalb den Vorschriften 
über Amtsverschwiegenheit nicht unterworfen. Zum Schutz der 
Wirtschaft bedurfte es deshalb einer besonderen Bestimmung, die 
eine Verschwiegenheitspflicht für diesen Personenkreis festlegt. 

Zu § 24. 

Während für das ehemalige Vereinigte Wirtschaftsgebiet die Be- 
wirtschaftungsbestimmungen der Kriegszeit auf dem Gebiete der 
Vieh- und Fleischwirtschaft bereits durch § 33 Absatz 1 des Bewirt- 
schaftungsnotgesetzes und die Anordnung über die Bewirtschaftung 
und Marktregelung auf dem Gebiete der Vieh- und Fleischwirt- 
schaft vom 22. September 1948 (Amtsbl. VELF S. 161) aufgehoben 
wurden, muß dies für die französische Zone besonders geschehen. 
Der § 33 Absatz 1 BNG. ist In seiner Geltung nicht auf die fran- 
zösische Zone erstreckt; die Anordnung vom 22. September 1948 
findet auf die französische Zone bisher keine Anwendung. 
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Anlage 2 


DER ZWEITE VIZEPRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 2. Juni 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben — BK 1508/50 II — vom 
12. Mai 1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundes- 
rat in seiner Sitzung am 2. Juni 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit 
Vieh und Fleisch (Vieh- und Fleischgesetz) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

♦ Dr. Müller 
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Deutscher Bundesrat 

Sekretariat 

Betrifft: Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit 
Vieh und Fleisch (Vieh- und Fleisdigesetz). 

1. Als neuer § la wird eingefügt: 

„§ la 

V ersorgungsplan 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) stellt im Benehmen mit den nach 
Landesrecht zuständigen Behörden für jedes Wirtschaftsjahr 
(1. Juli bis 30. Juni) im Rahmen eines Versorgungsplanes 
fest, welche Mengen Vieh und Fleisch aus der Inlands- 
erzeugung und aus der Einfuhr für die Ernährung der Be- 
völkerung notwendig sind.“ 

Begründung: 

Ebenso wie auf den Gebieten der Getreide- und 
der Zuckerwirtschaft erscheint auch im Bereiche 
der Vieh- und Fleischwirtsdiaft die Aufstellung 
eines Versorgungsplanes notwendig. 

2. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

Bekanntgabe der Groß- und Schlachtviehmärkte 

(1) Der Bundesminister bestimmt im Einvernehmen mit 
den nach Landesrecht zuständigen Behörden, welche 
Schlachtviehmärkte als Großmärkte im Sinne dieses Ge- 
setzes gelten und gibt diese im Bundesanzeiger bekannt. 

(2) Die Obersten Landesbehörden bestimmen, an welchen 
Orten Schlachtviehmärkte errichtet werden und geben diese 
im Bundesanzeiger bekannt.“ 

Begründung: 

Zu Absatz (1): 

Die Errichtung der Viehgroßmärkte ist nicht nur 
eine Angelegenheit des zuständigen Landes, weil 
der Wirkungsbereich eines Viehgroßmarktes weit 
über die Landesgrenzen hinausragt. Aus diesem 
Grunde ist die Einschaltung des Bundesministe- 
riums erforderlich. 

Zu Absatz (2): 

Die Schlachtviehmärkte (früher Mittelmärkte) 
haben nur regionale Bedeutung. Die Errichtung 
von solchen Märkten muß daher den Obersten 
Landesbehörden Vorbehalten bleiben. Gegen die 
Einschaltung des Bundesministcriums bei der Er- 
richtung dieser Märkte bestehen verfassungsrecht- 
liche Bedenken zu Recht. 

Eine Veröffentlichung der Schlachtviehmärkte im 
Bundesanzeiger ist zweckmäßig. 

3. In § 3 Absatz 3, § 5 Absatz 1 Satz 2, § 7 Absatz 1, § ^ Absatz 1 
Satz 3 und Absatz 2 Satz 2, § 12, § 13, § 14 werden das Wort: 

„. . . Landesregierungen . . .“, 
in § 4 Satz 2 die Worte: 

„. . . Obersten Landesbehörden für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (Oberste Landesbehörden) . . 
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in § 4 Satz 3, § 20 Absatz 1 und Absatz 2 die Worte: 

. Obersten Landesbehörden . . 
und im § 19 die Worte: 

. zuständigen Obersten Landesbehörden . . 
jeweils ersetzt durch die Worte: 

, nach Landesrecht zuständigen Behörden . . 

Begründung: 

Die den Ländern nach dem Entwurf zukommen- 
den Aufgaben sind so spezieller Art, daß es aus- 
reidiend erscheinen muß, anstelle der Landes- 
regierungen die nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörden zu ermächtigen. 

4. § 5 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können Teile 
der Gemeinde vom Marktgebiet ausnehmen oder angren- 
zende Gemeindegebiete oder Teile davon als zum Markt- 
gebiet gehörig erklären." 

Begründung: 

Es handelt sich um eine im wesentlichen redak- 
tionelle Änderung. 

5. a) § 7 erhält folgende Überschrift: 

4 7 

Agenturen, Verbot der Eigengeschäfte von Agenturen“. 

b) § 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können 
anordnen, daß auf Großmärkten und Schlachtviehmärkten 
Schlachtvieh nur durch Agenturen (Agenten und landwirt- 
schaftliche Viehverkaufstellen der Viehverwertungsgenos- 
senschaften) verkauft werden darf, und Vorschriften über 
die Sicherheitsleistung der Agenturen erlassen.“ 

c) In § 7 Absatz 2 tritt an die Stelle der Worte: 

„. . . Agenten, Kommissionäre und Makler für Schlacht- 
vieh . . .“ 
das Wort: 

. Agenturen . . 

Begründung: 

Es handelt sich im wesentlichen um redaktionelle 
Änderungen. 

6. a) In § 8 Absatz 1 Satz 1 treten an die Stelle der Worte: 

„. . . die Agenten und Kommissionäre . . . “ 
die Worte: 

. die Agenturen . . 

b) § 8 Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die nach Landesrecht zuständigen Behörden können nach 
Anhörung der Gemeindeverwaltung des Marktortes wei- 
tere Vorschriften über die Ausstellung, Form und den 
Inhalt des Marktschlußscheines sowie über die Anzahl der 
Ausfertigungen und deren Verbleib erlassen.“ 
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c) In § 8 Absatz 2 Satz 1 treten an die Stelle der Worte: 

„Die Schlachtviehagenten . . 
die Worte: 

„Die Agenturen . . 

Begründung: 

Es handelt sich im wesentlichen um redaktionelle 
Änderungen. 

7. a) In § 9 erhält die Überschrift folgende Fassung: 

„Verbot des Scheinauftriebs, Vorzeichnens und 
Zurücksteilens auf Großmärkten**. 

b) § 9 erhält folgenden neuen Absatz 1: 

„(1) Auf Großmärkten darf Vieh nur zum Zwecke des Ver- 
kaufs auf getrieben werden.** 

c) Der bisherige Inhalt des § 9 wird Absatz 2. 

Begründung: 

Es handelt sich um eine notwendige Sicherung 
gegen den Scheinauftrieb von Tieren. 

8. a) § 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Käufer von Schlachtvieh auf Großmärkten dürfen 
das gekaufte Tier erst nach Bezahlung oder Sicherstellung 
des Kaufpreises abtreiben.** 

b) In § 10 Absatz 2 tritt an die Stelle des Wortes: 

„. . . Schlachtviehagenten . . . ** 
das Wort: 

. Agenturen ...**. 

Begründung: 

Die bisherige Fassung gibt den Einsendern des 
Schlachtviehs keine genügende Sicherheit für den 
Erlös. Es erscheint deshalb notwendig, die un- 
verzügliche Zahlungspflicht des Käufers 
anzuordnen, von der nur abgesehen werden kann, 
wenn ausreichende Sicherheiten gegeben sind. 

9. a) § 11 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Diese Notierung erfolgt anhand der Marktschlußscheine 
des Gesamtauftriebes durch eine Notierungskommission, 
deren Zusammensetzung und Leitung die nach Landesrecht 
zuständigen Behörden regeln.** 

b) § 11 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Bundesminister trifft im Einvernehmen mit den 
nach Landesrecht zuständigen Behörden nähere Bestim- 
mungen über die Handelsklassen für Schlachtvieh und über 
das Verfahren der Einreihung in die Handelsklassen und 
der Notierung der Preise für Schlachtvieh.** 

Begründung: 

Mil; Rücksicht auf die unterschiedliche Situation 
in den einzelnen Ländern erscheint es notwendig, 
die Zusammensetzung der Notierungskommission 
durch die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
bestimmen zu lassen. 
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10. a) Die Überschrift des Dritten Abschnittes soll lauten: 

„Dritter Abschnitt 

Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch- und 
Fleisdierzeugnisse“ . 

b) § 15 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Es wird eine Einfuhr- und Vorratsstelle für Schlacht- 
vieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse (Einfuhr- und Vorrats- 
stelle) als Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet.“ 

c) In § 15 Absatz 2, Absatz 3, Absatz 4 Satz 2, Absatz 5, 
Absatz 6, § 21 Satz 1 tritt jeweils an die Stelle des Wortes: 

, Vorratsstelle . . 
das Wort: 

. Einfuhr- und Vorratsstelle . . 

d) § 15 Absatz 4 Ziffer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. je einem Vertreter des Bundesministers für Finanzen, 
für Wirtschaft, für Verkehr und für den Marshallplan,“ 

e) § 15 Absatz 4 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 

. . sedis Vertretern . . (weiter wie bisher). 

f) In § 15 Absatz 4 Ziffer 4 soll es heißen: 

„ drei“ 
statt: 

„zwei“ „Vertretern der fleischbe- und verarbeitenden 
Betriebe“, 
und: 

„zwei . . .“ statt: 

„drei“ „Vertretern der Verbraudier“. 

g) § 16 erhält folgende Fassung: 

4 

Aufgaben der Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Wer aus dem Ausland Schlachtvieh, Fleisch oder Fleisch- 
erzeugnisse einführt oder aus sonstigen Gebieten In das 
Bundesgebiet verbringt, hat diese Erzeugnisse spätestens 
bei der Zoll- oder Grenzabfertigung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle zum Kauf anzubieten. Als Kaufpreis gilt 
höchstens der Einstandspreis des Einführers frei Grenze des 
Bundesgebietes zuzüglidi der handelsüblichen Spanne. 

(2) Einführer im Sinne dieses Gesetzes ist, wer über das 
Schlachtvieh, das Fleisch oder die Fleischerzeugnisse nach 
ihrer Verbringung in das Bundesgebiet Im eigenen oder 
fremden Namen und für eigene oder fremde Rechnung zu 
, verfügen berechtigt ist. Befindet sich der Verfügungs- 
berechtigte nicht im Bundesgebiet, so tritt an seine Stelle 
der Empfänger im Bundesgebiet. 

(3) Die Einfuhr- und Vorratsstelle ist zur Übernahme des 
ihr angebotenen Schlachtviehs, Fleisches oder der Fleisch- 
erzeugnisse berechtigt, jedoch nicht verpflichtet. Macht sie 
von dem Übernahmerecht keinen Gebrauch, so hat sie hier- 
über dem Einführer eine Erklärung abzugehen. Die Über- 
nahme und die Abgabe durch die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle sind von der Umsatzsteuer befreit. 
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(4) Die Zollstellen fertigen Schlachtvieh, Fleisch- und 
Fleischerzeugnisse nur ab, wenn der Einführer einen Über- 
nahmevertrag oder eine Erklärung der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle gemäß Absatz 3 vorlegt. 

(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle hat ferner die Aufgabe, 
nach Maßgabe der im Haushalt bereitgestellten oder ihr 
nach § 19 a zufließenden Mittel eine Vorratshaltung durch- 
zuführen. Zu diesem Zweck kann sie diejenigen Mengen an 
Schlachtvieh, Fleisch oder Fleischerzeugnissen übernehmen 
oder einlagern, die erforderlich sind, um eine gleichmäßige 
Versorgung zu gewährleisten und Marktschwankungen 
nach Möglichkeit auszugleichen. 

(6) Schlachtvieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse dürfen nur 
mit Zustimmung der Einfuhr- und Vorratsstelle nach Ge- 
nehmigung durdi den Bundesminister ausgeführt oder in 
sonstige Gebiete außerhalb des Bundesgebietes verbracht 
werden. 

(7) Bei der Durchführung ihrer kaufmännischen und tech- 
nischen Aufgaben soll sich die Einfuhr- und Vorratsstelle 
der Einrichtungen der Wirtschaft bedienen.“ 

Begründung: 

Eine organische Marktordnung auf dem Gebiete 
der Vieh- und Fleischwirtschaft ist nur möglich, 
wenn neben der Bevorratung auch eine Steu- 
erung der Einfuhr durchgeführt wird. 
Die vorstehenden Abänderungen des Regierungs- 
entwurfs bezwecken daher die Umwandlung 
der dort vorgesehenen (reinen) Vorrats- 
stelle zu einer Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle, und zwar in weitgehender An- 
lehnung an die entsprechenden Vorschriften des 
Getreide- und des Zuckergesetzes, 

Aus dieser Abänderung fc>igt auch die Not- 
wendigkeit, die Zusammensetzung des Verwal- 
tungsrats der Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Schlachtvieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse (§15 
Absatz 4 Ziffer 2 und 3) derjenigen des Verwal- 
tungsrats bei der Einfuhr und Vorratsstelle für 
Getreide und Futtermittel anzugleichen. 

11. a) § 17 erhält folgende Fassung: 

4 17 

(1) Marktverbände, die sich in den Ländern aus den berufs- 
ständischen Organisationen der Vieh- und Fleischwirtschaft 
gebildet haben und zu deren satzungsmäßigen Aufgaben 

1 . eine Marktbeobachtung und Marktberichterstattung und 

2. die Förderung des Ausgleiches des Viehangebotes und 
des Fleischbedarfs durch Unterrichtung der berufs- 
ständischen Organisationen 

gehören, können von den nach Landesrecht zuständigen 
Behörden zur technischen Durchführung der Einreihung 
des Schlachtviehs in Handelsklassen und der Preisnotierung 
sowie deren Auswertung herangezogen werden. Die nach 
Landesrecht zuständigen Behörden können die Markt- 
verbände bei der technischen Durchführung weiterer Auf- 
gaben nicht hoheitlicher Art beteiligen. 
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(2) Marktverbände, die sich für einzelne Großmärkte und 
Sdiladitviehmärkte gebildet haben, sollen gehört werden 
vor der 

1. Festsetzung von Marktpreisen und Marktzelten (§ *i), 

2. Einführung des aussdiließlldien Verkaufs von Schlacht- 
vieh durch Agenturen (§ 7 Absatz 1), 

3. Ausdehnung der in § 13 genannten Maßnahmen auf 
Sdilachtviehmärkte. 

(3) Eine Heranziehung und Beteiligung von Markt ver- 
bänden gemäß Absatz 1 und 2 kann nur erfolgen, wenn 
sie folgende Voraussetzungen erfüllen und sich hinslditlich 
der von ihnen durchzuführenden Aufgaben der Aufsicht 
der nach Landesredit zuständigen Behörde unterstellen. 

1. Es müssen in ihnen die berufständischen Organisationen 
der Landwirtsdiaft, des Viehhandels, der Viehverwer- 
tungsgenossensdiaften, der Großsdiläditer, des Fleischer- 
handwerks und der Fleischwarenindustrie vertreten sein, 

2. den Verbraudiern muß in der Satzung eine angemessene 
Vertretung in den Organen des Marktverbandes ge- 
sichert sein, 

3. der Beitritt anderer beruf sständisdier Organisationen 
der Vieh- und Fleisdiwirtsdiaft darf in der Satzung nidit 
ausgeschlossen sein.“ 

b) § 18 erhält folgende Fassung: 

4 18 

Der Bundesminister soll einen Marktverband, der sich für 
das Bundesgebiet mit dem Zweck gebildet hat, die durdi 
Marktverbände (§ 17) geleisteten Arbeiten zusammenzu- 
fassen und auszuwerten, zu allen grundsätzlidien Fragen 
der Vieh- und Fleischwirtschaft hören und sich seiner Mit- 
arbeit bedienen, sofern er die Voraussetzungen des § 
Absatz 3 Ziffer 1 — 3 erfüllt.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Neufassung will folgendes 
klarstellen: 

1. Es werden nur soldie Marktverbände zur Mit- 
arbeit herangezogen, die in ihrer satzungs- 
mäßigen Aufgabenstellung und ihrer Zusam- 
mensetzung ganz bestimmte Voraussetzungen 
erfüllen, 

2. Diese Marktverbände werden dann auch zu 
Aufgaben herangezogen, die sie sich nidit selbst 
stellen können, sondern die sich aus dem Ge- 
setz ergeben und die im anderen Falle vom 
Staat durdigeführt werden müßten (Preis- 
notierung, Einreihung in Handelsklassen). Da- 
mit soll außerdem den Berufsverbänden ein 
Anreiz zum Zusammenschluß gegeben werden. 

Wenn Marktverbände diese Aufgaben übertragen 
erhalten, können ihnen gegebenenfalls dafür Mit- 
tel aus der Umlage gemäß § 19 a zur Verfügung 
gestellt werden. 

Für das Bundesgebiet ist ein Marktverband nur 
sinnvoll, wenn er die Einzelarbeiten der In den 
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Ländern und auf den Märkten gebildeten Markt- 
verbände zusammenfaßt und zu einer einheit- 
lichen bundesgebietlidien Marktbeobachtung und 
Marktberichterstattung auswertet. Der Bundes- 
minister soll deshalb einen Bundesmarktverband 
nur heranziehen, wenn dieser sich eine solche 
Aufgabe gestellt hat. 

12. § 19 Absatz 2 kommt in Fortfall. 

Begründung: 

Die Vorschrift ist angesichts der Neufassung des 
§ 16 überflüssig geworden. 

13. Nach § 19 wird als neuer § 19a eingefügt: 

Umlagen 

Zur Förderung der Vorratswirtschaft für Vieh und Fleisch 
können bei Schlachtung von Vieh sowie auf aus dem Aus- 
land eingeführtes Fleisch Umlagen erhoben werden. Deren 
Höhe darf je Rind 4,50 DM, je Schwein 3, — DM, je Kalb 
und Schaf 1,50 DM und je kg eingeführtes Fleisch 0,03 DM 
nicht übersteigen. Die Höhe der Umlage, das Umlagever- 
fahren und die Grundsätze der Verwendung des Umlage- 
aufkommens werden in einer Umlageordnung geregelt, die 
der Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen mit Zustimmung des Bundesrats 
erläßt. Die Beitreibung erfolgt nach den Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung und ihrer Durchführungsvor- 
schriften.“ 


Begründung: 

Die Einfuhr- und Vorratsstelle soll „nach Maß- 
gabe der im Haushalt bereitgestellten Mittel“ 
tätig werden. Diese Mittel dürften zu gering und 
ihre Erhöhung aussichtslos sein. Deshalb muß auf 
die an der Vorratswirtschaft beteiligten Berufs- 
kreise zurückgegriffen werden, die von ihr auch 
unmittelbaren Nutzen haben. In früheren Vor- 
beratungen haben sich die Berufskreise mit dieser 
Frage bereits befaßt und dafür Verständnis 
gezeigt. 

Bei der technischen Erhebung der Umlage kann 
an das Verfahren bei den früheren Beiträgen in 
der Viehwirtschaft angeknüpft werden. Bei der 
Erhebung außerhalb der Märkte und Schlacht- 
höfe können die Gemeindebehörden eingeschaltet 
werden. 

Als Umlagehöhe wird der zweifache Betrag der 
bisherigen Abgabe für ausreichend gehalten. Diese 
würde etwa 27 — 28 Millionen DM erbringen. 

Die Umlageordnung wäre vom Bundesminister 
zu erlassen, da die Beträge fast ausschließlich der 
Einfuhr- und Vorratsstelle zufließen sollen. Die 
Interessen der Länder werden durch die Zustim- 
mung des Bundesrates dazu gesichert. Ein kleiner 
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Teilbetrag der Umlage kann der allgemeinen 
Förderung der Vorratswirtsdiaft, z. B. dem Auf- 
bau und der Fortführung der Marktbeobachtung 
und der Marktberichterstattung sowie der Klassi- 
fizierung dienen. 

14. In § 21 tritt an die Stelle von: 

„...§ 18 Absatz 3... §18...“. 

15. § 22 erhält folgende Fassung: 

4 22 

Der Bundesminister kann die ihm in diesem Gesetz erteilten 

Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen auf 

die nach Landesrecht zuständigen Behörden mit dem 

Recht der Weiterübertragung auf nachgeordnete Be- 
hörden übertragen.“ 

Begründung: 

Eine Notwendigkeit, die Delegationsbefugnis des 
BELF vom Einvernehmen des BWM abhängig zu 
machen, kann nicht anerkannt werden. Soweit im 
Rahmen der materiellen Bestimmungen des Ent- 
wurfs die Notwendigkeit zu einer Beteiligung des 
BWM aus allgemeinwirtschaftlichen Gründen be- 
steht, ist dem Rechnung getragen. 

Ebenso wie in anderen Gesetzen sollte weiterhin 
das Recht der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörden zur Delegation auf nachgeordnete Behör- 
den ausdrücklich klargestellt werden, da in einer 
Reihe von Ländern eine mehrstufige Ernährungs- 
verwaltung besteht. 

16. § 23 erhält folgende Fassung; 

4 23 

(1) Wer ^vorsätzlich oder fahrlässig 

1. Schlachtvieh den Vorschriften des § 5 Absatz 2 Satz 1 
zuwider unberechtigt handelt oder den Bestimmungen 
der §§ 6 oder 9 zuwiderhandelt, 

2. als Agent den Bestimmungen des § 7 Absatz 2 zuwider 
Schladitvieh für eigene Rechnung kauft oder verkauft, 

3. Marktschlußscheine oder Verkaufsabrechnungen nicht 
oder nicht ordnungsmäßig ausstellt, 

4. die Anbietungspflicht des § 16 Absatz 1 oder die Melde- 
pflicht des § 19 verletzt, 

5. Schlachtvieh, Fleisch oder Fleischerzeugnisse ohne Zu- 
stimmung der Einfuhr- und Vorratsstelle ins Ausland 
ausführt oder in sonstige Gebiete außerhalb des Bundes- 
gebietes verbringt, 

6. eine Auskunft, zu der er nach § 20 Absatz 2 dieses Ge- 
setzes und nach den §§ 1 bis 3 der Verordnung über die 
Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 verpflichtet ist, ganz 
oder teilweise verweigert oder nicht in der gesetzlichen 
Frist erteilt oder unvollständige Angaben macht, 

7. entgegen dem § 20 Absatz 3 dieses Gesetzes und § 4 
Absatz 1 der Verordnung über die Auskunftspflicht vom 
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13. Juli 1923 die Einsidit in Gesdiäftsbriefe, Geschäfts- 
bücher oder Unterlagen für die Bemessung von Preisen 
odef Vergütung nicht gewährt oder die Besichtigung 
oder Untersuchung von Betriebseinrichtungen oder 
Räumen nicht gestattet, 

8. Bestimmungen oder Einzelverfügungen zuwiderhandelt, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen sind, sofern diese 
ausdrücklich auf die Strafbestimmung dieses Gesetzes 
verweisen, 

begeht eine Zuwiderhandlung im Sinne des Zweiten Ab- 
schnittes des Ersten Buches (§§ 6 bis 21) des Wirtschafts- 
strafgesetzes. 

(2) Der Bundesminister bestimmt die Verwaltungsbehörde 
im Sinne des Wirtschaftstrafgesetzes für Verfolgung von 
Zuwiderhandlungen 

a) nach Absatz 1 Ziffer 4, soweit diese sich gegen die An- 
bietungspflicht des § 16 Absatz 1 richten, sowie nach 
Ziffer 5; 

b) nach Absatz 1 Ziffer 6 und 7 soweit sie sich gegen ein 
vom Bundesminister oder der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle auf Grund der Verordnung über Auskunftspflicht 
vom 13. Juli 1923 gestelltes Verlangen richten; 

c) gegen Bestimmungen und schriftliche Einzelverfügun- 
gen, die vom Bundesminister oder der Einfuhr- und 
Vorratsstelle auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden. 

Insoweit nimmt der Bundesminister die Befugnisse des § 94 
Wirtschaftsstrafgesetz wahr. Im übrigen verbleibt es bei 
der Regelung des § 94 und § 99 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes.“ 

17. § 24 wird als überflüssig gestridien. 

18. a) In § 25 Absatz 2 fallen nach: 

„. . . außer Kraft, insbesondere . . 
die Worte fort: 

„. . . in den Ländern Baden, Rheinland-Pfalz, Württemberg- 
Hohenzollern und dem bayerischen Kreis Lindau: . . .“. 
b) § 25 Absatz 2 Ziffer 8 erhält folgende Fassung: 

„8. die Verordnung über den Handel mit Vieh vom 25. 
Januar 1937 (RGBl. I S. 28).“ 

Die bisherigen Ziffern 8 und 9 werden Ziffern 9 und 10. 

Begründung: 

Es handelt sich um rein redaktionelle Änderungen. 
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